
Und ich muß hier betonen - das hat mein Vorredner auch schon 
gemacht Die DDR muß das Recht erhalten, angemessene 
Schulden in den Gesamtstaat einzubringen; denn sonst bleiben 
die verbrieften Anteilsrechte in jedem Fall Kosmetik.

Über die Höhe der Staatsverschuldung in der Bundesrepublik 
wurde schon gesprochen. Das ist alleine die Verschuldung des 
Bundes. Zählt man die Verschuldung der Länder hinzu, kommt 
man auf eine Summe von 900 Milliarden. Die SPD-Fraktion plä­
diert für eine Überweisung des Gesetzes in den Wirtschaftsaus­
schuß, wo eine kritische Überarbeitung vorgenommen werden 
sollte.

(Beifall bei SPD, PDS, Bündnis 90/Grüne)

Börner (PDS):

Herr Abgeordneter Ringstorff! Können Sie der Einschätzung 
zustimmen, daß der uns jetzt vorliegende Entwurf des Gesetzes 
nichts mehr mit dem Ziel des Antrages gemein hat, der ur­
sprünglich von DEMOKRATIE JETZT am 26. Februar zur „Bil­
dung einer Holding zur Wahrung der Anteilsrechte der Bürger 
der DDR“ eingebracht wurde und mit der ebenfalls am gleichen 
Tag in dem durch die SPD eingebrachten Antrag in Punkt 18 for­
mulierten Forderung, „Voraussetzungen zu schaffen für den 
Druck und die Ausgabe von Anteilscheinen der Treuhandbank 
an die Bürger der DDR“?

Dr. Ringstorff für die Fraktion der SPD:

Ich kenne zwar den Entwurf vom 26.2. von DEMOKRATIE 
JETZT nicht, aber es ist schon in der Koalitionsvereinbarung et­
was zu den Anteilscheinen gesagt worden. Wir konnten in der 
Koalitionsvereinbarung oder in den Koalitionsverhandlungen 
unsere Vorstellungen nicht durchsetzen, kostenlose Anteilschei­
ne auszugeben. Es ist in den Staatsvertrag aufgenommen wor­
den - und auch in die Koalitionsvereinbarung -, daß für DDR- 
Bürger aber Abschläge an auszugebenden Anteilscheinen oder 
Aktien gewährt werden können. Und sie werden an meinen Aus­
führungen gemerkt haben, daß ich darum kämpfe, daß zumin­
dest ein Teil des Vermögens für Anteilrechte der Bürger der 
DDR zur Verfügung stehen sollte. Darauf habe ich ausdrücklich 
hingewiesen im Zusammenhang mit dem Recht der DDR, auch 
eine angemessene Staatsschuld in den Haushalt einbringen zu 
können.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Erlauben Sie noch eine zweite Anfrage?

Dr. Ringstorff für die Fraktion der SPD:

Gern. Bitte schön!

Nooke (Bündnis 90/Grüne):

Stimmen Sie mit mir darin überein, daß einmal bei der Struk­
turanpassung unentgeltliche oder verbilligte Anteilsrechte 
nicht Geschenke sind, sondern ein Strukturanpassungskonzept 
sein könnten, und stimmen Sie mit mir darin überein, daß es ei­
gentlich ein Widerspruch ist, wenn ich wirklich als erstes Struk­
turanpassung will, die Treuhand aber dem Finanzminister zu­
ordne, sich ein Widerspruch also daraus ergibt, daß er vielleicht 
auf Grund abzusehender Demonstrationen eher geneigt sein 
könnte, dann doch nachzugeben und strukturpolitisch, wirt­
schaftspolitisch falsche Entscheidungen zu treffen und damit 
natürlich für die Wirtschaftsstrukturanpassung nicht die nöti­
gen Dinge leistet. Herr Waigel hat eine funktionierende soziale 
Marktwirtschaft vor der Tür. Wir nicht. Wir wollen dahin kom­
men.

Dr. Ringstorff für die Fraktion der SPD:

Zum ersten Teil der Frage: Die völlig kostenlose Ausgabe von 
Anteilscheinen als Signal für die Strukturanpassung, als produk­
tiv für Strukturanpassungen halte ich nicht für sinnvoll, aller­
dings die verbilligte Ausgabe, weil, wenn der DDR-Bürger Ver­
trauen in die eigene Wirtschaft zeigt, auch international ein ge-
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wisses Vertrauen hergestellt wird. Also, es ist relativ wichtig, 
hier Zeichen zu setzen: Die DDR-Wirtschaft ist doch nicht so ma­
rode, wie sie teilweise dargestellt wird.

(Beifall bei SPD und PDS)

Das ist auch wichtig, um zukünftige Investoren zu gewinnen.

Den zweiten Teil möchte ich an und für sich verneinen. Ich 
glaube schon, daß im Finanzminsterium genügend Sachkom- 
petenz vorhanden ist, um diesen Gefahren nicht zu unterlie­
gen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Ich danke, Herr Abgeordneter. - Wir fahren fort mit der Frak­
tion CDU/DA. Es spricht für sie der Abgeordnete Nitsch.

Nitsch für die Fraktion CDU/DA:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Ab­
geordnete ! Erlauben Sie mir, daß ich am Anfang die Behauptung 
des Abgeordneten Nooke entschieden zurückweise, daß der 
Herr Ministerpräsident persönliche Interessen am Volkseigen­
tum haben könnte und in diesen Zusammenhang mit Günter 
Mittag gebracht wurde.

(Beifall bei CDU/DA)

(Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage?)

Jetzt noch nicht, am Ende.

Ich glaube, daß der Herr Ministerpräsident eine absolut inte­
gere Persönlichkeit ist und es nicht verdient hat, in dieser Weise 
verdächtigt zu werden.

(Beifall bei CDU/DA und bei der SPD - 
Zwischenruf: Das ist eine falsche Darstellung! - 
Nooke, Bündnis 90/Grüne: Habe ich nie gesagt!)

Ich möchte auch fast annehmen, daß der Abgeordnete Nooke ge­
gen eigenes besseres Wissen gesprochen hat.

(Zwischenruf: Erst zuhören!- 
Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Ich bitte um Ruhe!)

Dieses Gesetz, zu dem die Emotionen jetzt sehr hoch gingen, i 
sicherlich eines der wichtigsten Gesetze, das die Kammer bisher' 
zu verhandeln hatte. Ich weiß aus vielen Gesprächen und Brie­
fen, daß im ganzen Land große Erwartungen an dieses neue Ge­
setz geknüpft werden.

Es ist also die Frage zu stellen: Werden diese Erwartungen 
landauf, landab gerechtfertigt, werden sie erfüllt?

Was wollen wir mit diesem Gesetz, oder was haben wir mit die­
sem Gesetz zu gewährleisten?

Die Kombinate und Betriebe, einschließlich der Grundstücke, 
die von den Betrieben genutzt werden, stellen ein erhebliches 
Vermögen dar. Die Privatisierung dieses Vermögens läßt Erlöse 
erwarten, die bei richtiger Durchführung für die dringend erfor­
derlichen Strukturanpassungsmaßnahmen und die anderen im 
Staatsvertrag genannten Aufgaben benötigt werden. Bisher, 
und da bin ich auch dieser Meinung, ist jedoch nicht ersichtlich, 
daß die Privatisierung zu angemessenen Werten erfolgt. Die ge­
setzlichen Grundlagen, die wir bisher hatten, waren vom Ansatz 
nicht falsch; sie hatten jedoch den Fehler, daß sie das Ganze 
staatsbürokratisch organisieren wollten und das ausschließlich 
mit Menschen, die bisher nur sozialistische Planwirtschaft prak­
tiziert hatten. Das ist für mich ein Widerspruch in sich.

Es kommt also darauf an, daß die Privatisierung dieses söge-


